
parteivorsitzende haben drei Mög-
lichkeiten, mit einer aufkommen-
den Welle umzugehen: Sie können

sich ihr entgegenstemmen. Sie können
sich wegducken und abwarten. oder sie
können versuchen, auf ihr zu surfen.

angela Merkel hat sich für die dritte
Variante entschieden. Seit Wochen sieht
die CDU-Chefin in ihrer partei eine For-
derung auf sich zukommen, die sie weder
stoppen noch schadlos an sich vorbeizie-
hen lassen kann – das Ja zu einem flä-
chendeckenden Mindestlohn.

in der Bevölkerung stößt das thema
auf breite zustimmung. in einer Umfrage
sprachen sich Ende vergangener Woche
86 prozent der Befragten für die Einfüh-
rung eines gesetzlichen Mindestlohns aus,
selbst Unionsanhänger votierten mit 78
prozent dafür.

Jahrzehntelang gehörte die ablehnung
einer gesetzlichen lohnuntergrenze zu
den Glaubenssätzen der CDU. Gegen den
Widerstand des partei-Establishments
kippte karl-Josef laumann, der Chef des
arbeitnehmerflügels CDa, in den vergan-

genen Monaten die Stimmung in der par-
tei, indem er die parteibasis für das the-
ma sensibilisierte. Mittlerweile sprechen
sich sieben landesverbände unter Füh-
rung des größten Verbandes Nordrhein-
Westfalen für den Mindestlohn aus.

Deshalb wird der CDU-parteitag in
leipzig in der kommenden Woche mit
Merkels Segen einen antrag durchwin-
ken, der die Reizworte „gesetzlich“ und
„Mindestlohn“ peinlichst vermeidet, letzt-
lich aber genau das fordert: Es sei not-
wendig, eine „allgemeine verbindliche
lohnuntergrenze in den Bereichen ein-
zuführen, in denen ein tarifvertraglich
festgelegter lohn nicht existiert“. 

Doch mit der neuerlichen Volte werden
Merkels probleme erst beginnen: Der
Wirtschaftsflügel wird seinen zähen Wi-
derstand gegen das Vorhaben nicht auf-
geben. Und es droht weiterer Ärger mit
dem koalitionspartner FDp, der Mindest-
löhne noch immer ablehnt. außerdem
schließt der koalitionsvertrag die Einfüh-
rung eines einheitlichen gesetzlichen Min-
destlohns aus. zudem sind die arbeit -

geber empört, die Gewerkschaften unzu-
frieden.

Vor allem muss die kanzlerin erklären,
was sie mit ihrem Vorschlag eigentlich
meint. Der innerparteiliche Formelkom-
promiss der CDU zum Mindestlohn stiftet
mehr Verwirrung als er klarheit schafft. 

Denn die Forderung nach einem allge-
meinen Mindestlohn wirft grundsätzliche
Fragen auf: Wie wirkt er auf die arbeits-
plätze und den Wettbewerb zwischen den
Unternehmen? Greift er in die grund -
gesetzlich geschützte tarifautonomie ein?
Wie passt er in das bestehende deutsche
Mindestlohnsystem?

Gesetzliche lohnuntergrenzen gibt es
in vielen industriestaaten innerhalb und
außerhalb Europas. in den USa und
Frankreich legt der Staat die Mindestlöh-
ne fest, in Japan und Großbritannien ma-
chen sich kommissionen Gedanken über
das rechte Maß.

Das deutsche System ist differenzierter
und unübersichtlicher als in den meisten
anderen Staaten. Es kennt keinen einheit-
lichen Mindestlohn, sondern nur lohn-
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Kehrtwende der Kanzlerin 
Die CDU will nach jahrelanger ablehnung die Einführung eines Mindestlohns 

beschließen, der aber nicht so heißen darf. Die Gewerkschaften kritisieren den Vorschlag 
als verfassungswidrig. Der Wirtschaftsflügel der Union will den Vorstoß torpedieren.
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Niedriglohnjob Gebäudereiniger: „Der Antrag für den Parteitag ist das Papier nicht wert, auf dem er steht“



untergrenzen für einzelne Branchen, und
auch diese können über verschiedene ge-
setzliche Regelungen festgelegt werden.
Die tarifpartner sind immer beteiligt. 

in zehn Branchen gibt es von tarifpart-
nern ausgehandelte Mindestlöhne, die je-
weils für allgemeinverbindlich erklärt
wurden. Das heißt, sie gelten in allen Be-
trieben der jeweiligen Branche, gleich, ob
sie tarifgebunden sind oder sich dem ta-
rifsystem entzogen haben, unabhängig
davon, ob der arbeitgeber im inland oder
im ausland sitzt.

Doch diese Branchenregelungen ver-
hindern nicht, dass Millionen anderer ar-
beitnehmer außen vor bleiben und zu
Niedrigstlöhnen arbeiten, die zum leben
nicht reichen. Rund 20 prozent aller Voll-
zeitarbeitskräfte verdienen weniger als
zwei Drittel des Durchschnittslohns. 1,2
Millionen Menschen müssen mit Stunden-
löhnen von unter fünf Euro auskommen.

Mit Merkels kehrtwende steht nun wie-
der eines der großen Symbolthemen auf
der tagesordnung, das in Deutschland
emotionsbehaftet und umstritten ist wie
sonst nur ladenschluss und kündigungs-
schutz. 

Dass es Widerstand aus dem arbeit -
geberlager geben würde, war Merkel klar.
kaum war der Vorschlag in der Öffent-
lichkeit (SpiEGEl 44/2011), kommentier-
te arbeitgeberpräsident Dieter Hundt re-
flexartig: „Wir benötigen keine weiteren
gesetzlichen Regelungen.“ Schon heute
gebe es genug tarifliche und gesetzliche
Werkzeuge, um löhne festzusetzen. Ein
allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn
werde geringer Qualifizierte von der teil-
nahme am arbeitsleben ausschließen.

Die Gegner eines allgemeinen gesetz-
lichen Mindestlohns argumentieren, dass
er arbeitsplätze vernichten würde, weil
sich dann vor allem einfache Jobs nicht
mehr für die Unternehmen rechneten.
Doch eine im auftrag der Bundesregie-
rung verfasste Studie von sechs Wirt-
schaftsforschungsinstituten bestätigte das
nicht. in keiner der untersuchten Bran-
chen kam es zu einem negativen Einfluss
auf die Beschäftigung. 

Besonders gut ist das im Elektrohand-
werk zu beobachten, einer Branche mit
vielen kleinstbetrieben. Dort wurde 1997
ein Mindestlohn eingeführt und ab 2003
für vier Jahre ausgesetzt, um dann wieder
in kraft zu treten. „Weder für ost- noch
für Westdeutschland lassen sich Wirkun-
gen der Einführung, des auslaufens oder
der Wiedereinführung des Mindestlohns
auf die Beschäftigung feststellen“, heißt
es in dem abschlussbericht. Das Einzige,
was stieg und fiel, war der lohn.

Die Gewerkschaften unter ihrem DGB-
Chef Michael Sommer könnten sich nun
als Sieger fühlen, hatten sie doch jahre-
lang vehement mit dem Slogan „arm
trotz arbeit“ für den Mindestlohn ge-
kämpft. Doch ihnen geht der Merkel-Vor-

schlag nicht weit genug. zudem zweifeln
sie, dass daraus überhaupt ein Gesetz der
koalition werden kann.

„Der antrag für den parteitag ist das
papier nicht wert, auf dem er steht“, sagt
Ver.di-Chef Frank Bsirske. Er begrüßt
zwar, dass sich die partei generell mit dem
thema Mindestlohn auseinandersetzt,
sieht aber inhaltliche Schwächen. „Er ist
inkohärent und in sich widersprüchlich.“

„Die initiative ist vor allem soziale ka-
schierung“, sagt iG-BCE-Chef Michael
Vassiliadis. „Würde sie so umgesetzt, wie
sie jetzt formuliert ist, könnten sich
Scheingewerkschaften in Stellung brin-
gen, um niedrigere tarifverträge auszu-
handeln, wie es in der zeitarbeitsbranche
schon zu beobachten war“, so Vassiliadis.
„Der CDU-Vorstoß wäre eine Farce.“ 

Für klaus Wiesehügel ist die CDU-
 in itiative ein Etikettenschwindel. „Es ist

 erkennbar ein Wahlkampfmanöver“, so der
Vorsitzende der iG Bau. „in der jetzigen
Form ist der CDU-antrag gar nicht ver -
fassungskonform. Der kaiser sieht schön
angezogen aus, in Wahrheit ist er nackt.“

tatsächlich steckt der antrag der CDU
voller Ungereimtheiten. Die partei spricht
bewusst von einer „allgemein verbindli-
chen lohnuntergrenze“, nicht von einem
„gesetzlichen Mindestlohn“. Eine kom-
mission aus tarifpartnern soll diese lohn-
untergrenze festlegen, sie soll sich an dem
Branchenmindestlohn der zeitarbeit ori-
entieren, der derzeit bei knapp acht Euro
liegt. Die CDU will eine durch die „tarif-
partner bestimmte“ lohnuntergrenze
und „keinen politischen Mindestlohn“. 

Hier lauert ein erstes problem. arbeit-
geber und Verbände, die sich in ihrer Bran-
che bisher mit den Gewerkschaften auf
keinen tarifvertrag einigen konnten, könn-

ten es als Eingriff in ihre
tarifautonomie sehen und
dagegen klagen, dass Ver-
bände aus anderen Bran-
chen in einer kommission
Mindestlöhne für ihren Be-
reich festlegen.

Ein weiteres problem ist
die Gültigkeit. Die geplan-
te Untergrenze soll nur
dort gelten, wo es keine
tarifverträge gibt. im os-
ten arbeiten rund 80 pro-
zent aller Betriebe nicht ta-
rifvertragsgebunden, im
Westen 60. Das konzept
steckt voller rechtlicher
Unwägbarkeiten, es wirft
drei Hauptfragen auf:
‣   arbeitnehmer, für die

Gewerkschaften bereits
heute in bestimmten
Branchen tariflöhne von
sieben Euro pro Stunde
oder weniger ausgehan-
delt haben, weil sie zu
schwach waren, höhere
löhne auszuhandeln,
würden nicht profitieren.

‣ arbeitgeber in Bran-
chen ohne tarifvertrag
könnten sich willfähri-
ge Mini-Gewerkschaf-
ten suchen, um mit ih-
nen löhne auszuhan-
deln, die unter der
staatlichen lohnunter-
grenze liegen, etwa die
umstrittenen christli-
chen Gewerkschaften. 

‣ Die bisherigen Bran-
chenmindestlöhne dürf-

ten eigentlich künftig nur noch für die
tarifgebundenen Betriebe gelten und
nicht mehr allgemeinverbindlich für
alle sein. Schließlich gäbe es dann eine
lohnuntergrenze für Firmen ohne ta-
rifbindung. arbeitgeberverbände könn-
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Die meisten Steuerzahler mögen
sich darüber wundern, wie es aus-
gerechnet bei einer Staatsbank

zum größten Buchungsfehler in der deut-
schen Wirtschaft kommen konnte. Die
Bad Banker der Hypo Real Estate (HRE)
verrechneten sich um insgesamt 55,5 Mil-
liarden Euro, weil sie es irgendwie ver-
säumt hatten, zwei zahlen gegeneinander
aufzurechnen.

Den Unternehmer Martin Hilleprandt
aus Eckental bei Nürnberg überraschte
das Chaos nicht. Denn auch bei ihm hatte
sich die HRE verrechnet. Die Raten für
einen immobilienkredit waren über Jahre
falsch berechnet worden. „ich glaube der
Bank nichts mehr“, sagt er. 

Hilleprandt hat seinen Steuerberater
angewiesen, alle kontoauszüge der ver-
gangenen Jahre noch einmal nachzurech-
nen, und seinem langjährigen kreditin-
stitut im September gekündigt. Die Ge-
schäftsverbindung sei „schlicht geschäfts-
und berufsschädigend“, schrieb der Un-
ternehmer der Bank.

Seit mehr als drei Jahren sorgen die
Hypo Real Estate (HRE) und die Bad
Bank FMS Wertmanagement (FMSW) für
Schlagzeilen. Und immer geht es um re-

kordverdächtige zahlen und beispielloses
Missmanagement. Mit vielen Milliarden
Euro mussten die Steuerzahler die HRE
im wilden Bankenherbst 2008 retten. Die
Skandalbank wurde verstaatlicht, Mana-
ger kamen und gingen, immer neue Ver-
lustszenarien erschreckten die Bürger. 

im Herbst 2010 spaltete der Bund als
neuer Eigentümer die HRE auf. in eine
vermeintlich gesunde Bank, die Deutsche
pfandbriefbank (pBB) heißt und eigent-
lich bis 2015 privatisiert werden soll, und
in eine Bad Bank, die die altlasten aus
den Schreckensjahren der HRE abbauen
soll.

Die aufspaltung sollte ein Befreiungs-
schlag sein. Doch die 55-Milliarden-Euro-
panne zeigt, welche Risiken für die
 Steuerzahler in beiden instituten immer
noch stecken, auch wenn der wirtschaft-
liche Schaden des Buchungsfehlers gleich
null ist.

Die eigentliche Gefahr kommt aus dem
Giftmüll, der insbesondere in der Bilanz
der FMSW steckt. Die hat kredite und
anleihen an die öffentliche Hand in den
krisenländern italien, Spanien, Griechen-
land, irland und portugal im Nennwert
von rund 50 Milliarden Euro vergeben,
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ten dann mit dem Hinweis auf diesen
gesetzlichen Mindestlohn Druck auf
die bestehenden tarifverträge ausüben,
um künftig niedrigere abschlüsse zu
erreichen. in manchen Branchen, wie
dem Baugewerbe, im Elektrohandwerk
oder bei Dachdeckern, gelten bereits
heute Mindestlöhne zwischen 9,70
Euro und 13 Euro. 
auch in der CDU ist die Debatte noch

nicht ausgestanden. ihre Ministerpräsi-
denten sind – einmal mehr – unterschied-
licher Meinung. Streitpunkt ist vor allem
die Empfehlung an die künftige tarifkom-
mission, sich beim Mindestlohn an der
lohnuntergrenze für die zeitarbeit zu ori-
entieren. Hessens Regierungschef Volker
Bouffier lehnt dies im SpiEGEl-inter-
view (siehe Seite 30) strikt ab: „ich kann
nicht erkennen, warum der abschluss für
die zeitarbeit nun plötzlich anderen Bran-
chen übergestülpt werden soll.“ 

Reiner Haseloff hingegen, CDU-Minis-
terpräsident von Sachsen-anhalt, hält die
orientierung an der zeitarbeit für richtig.
Er will aber die Differenzierung zwischen
ost- und West-Mindestlöhnen kippen.
„Wenn wir zu einer einheitlichen lohn-
untergrenze kommen, dann sollte es bun-
desweit einheitlich geschehen.“ 

Niedersachsens Regierungschef David
Mcallister wird noch deutlicher: „als Mi-
nisterpräsident und landesvorsitzender
der CDU Niedersachsens bin ich nicht
mehr bereit, bestimmte Verwerfungen im
Niedriglohnbereich zu akzeptieren. in
der sozialen Marktwirtschaft legt der
Staat die Spielregeln fest.“

Diese Haltung stößt allerdings auf den
Widerstand des Wirtschaftsflügels, der
das Vorhaben in letzter Minute kippen
will. Josef Schlarmann, der Chef der Uni-
ons-Mittelständler und parteirebell, will
die Beschlussempfehlung der Bundespar-
tei in leipzig mit einem eigenen antrag
torpedieren. „Eine staatliche und flächen-
deckende lohnfestsetzung ist grundsätz-
lich abzulehnen“, heißt es darin. Wo kei-
ne tarifverträge existieren, sollten „fach-
lich und regional benachbarte tarifver-
träge analog herangezogen werden“, for-
dert Schlarmann.

Er wundert sich über die kanzlerin, die
sich am vorvergangenen Freitag vor Uni-
onsmittelständlern in Deggendorf klar
 positioniert hatte. „ich möchte keinen flä-
chendeckenden, gesetzlich festgesetzten
einheitlichen Mindestlohn, weil die Ge-
gebenheiten in Deutschland sehr unter-
schiedlich sind“, hatte Merkel da gesagt.

ihr früherer Wirtschaftsminister Mi chael
Glos (CSU) wollte einst gar eine „Brand-
schutzmauer“ errichten, um die flächen-
deckende gesetzliche Einführung des Min-
destlohns zu verhindern. Das kommentiert
Ver.di-Chef Frank süffisant: „in Deutsch-
land sind schon ganz andere beim Bau ei-
ner Mauer gescheitert.“ Markus Dettmer,

peter Müller, Janko tietz
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Kartell des Schweigens
Die Skandalbank HRE kommt nicht zur Ruhe: Die 55-Milliarden-

Euro-panne bei ihrer Nachfolgegesellschaft zeigt, 
welche gewaltigen Risiken noch in der Bilanz schlummern. 
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